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Der Bundesminister für Wirtschaft 

I A 2 - 3164/57 - 


Bonn, den 14. Dezember 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Währungsabwertung im Saarland 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache 26 - 


Die obige Anfrage wird im Einvernehmen mit dem Herrn 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung wie folgt 
beantwortet : 

Zu 1. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit eingehend das von der 
Regierung des Saarlandes vorgelegte „Memorandum über die 
besondere wirtsdiaftliche Lage des Saarlandes" vom 13. No- 
vember 1957, das die verschiedensten Vorschläge zur Beseiti- 
gung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten enthält. 

Die Bundesregierung ist sich der schwierigen Lage bewußt, 
die im Saarland dadurch hervorgerufen wurde, daß dieses 
politisch ein Teil der Bundesrepublik ist, wirtsdiaftlich jedoch 
noch zum französischen Wirtschafts- und Währungsgebiet ge- 
hört. Sie weiß, daß die besonderen Probleme des Saarlandes 
durch die französischen Abwertungsmaßnahmen in verstärktem 
Maße offenbar geworden sind. Insbesondere die wirtschaftlidien 
Tatbestände sind so komplexer Natur, daß die Bundesregierung 
vor Abschluß ihrer Prüfung hierzu nicht abschließend Stellung 
nehmen kann. . 

Nach dem derzeitigen Stand der Untersudmngen ist die Bun- 
desregierung der Ansicht, daß eine endgültige Entscheidung 
erst bei der wirtschaftlichen Eingliederung des Saarlandes 
in die Bundesrepublik am Ende der Übergangszeit getroffen 
werden kann. 

Die sich im Saarland durch die französischen Währungsmaß- 
nahmen ergebenden Nachteile für die Rentner der gesetzlichen 
Unfallversicherung, der gesetzlichen Rentenversicherung und 
der Kriegsopferversorgung werden über eine Zulage gemäß 
dem saarländischen Gesetz Nr. 605 vom 22. November 1957 
ausgeglichen werden. Die gemäß § 6 des Gesetzes über die 
Eingliederung des Saarlandes vom 23. Dezember 1956 (BGBl. I 
S. 1011) erforderliche Zustimmung der Bundesregierung zu 
diesem saarländischen Gesetz wird in Kürze herbeigeführt 
werden. 
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Dem Ministerium für Arbeit und Wohlfahrt des Saarlandes ist in 
bezug auf die Arbeitslosenunterstützung vorgeschlagen worden, 

1. die für die Höhe der Arbeitslosenunterstützung maßgebende 
Bemessungsgrundlage an die jetzige Lohnhöhe anzugleichen; 
für die bereits laufenden Unterstützungsfälle soll dies rück- 
wirkend geschehen ; 

2. die Unterstützungstabelle an die im übrigen Bundesgebiet 
geltende schon jetzt — also vor allgemeiner Einführung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung — anzupassen, so daß auch hierdurch im Saarland 
höhere Unterstützungssätze zur Auszahlung kommen. Die 
Besprechungen über Art und Form der Anpassung haben 
bereits zu einer Einigung geführt. 

Die weiteren Maßnahmen sind von der Regierung des Saar- 
landes bereits eingeleitet. 

Beamte und Versorgungsempfänger der im § 13 Abs. 1, 3 und 5 
des Eingliederungsgesetzes genannten Bundesverwaltungen 
— Bundesbahn, Bundespost, Wasser- und Schiffahrtsamt — 
erhalten Dienst- und Versorgungsbezüge nach saarländischem 
Recht. Auf Grund der Frankenabwertung sind die Dienst- und 
Versorgungsbezüge im Saarland erhöht worden. Die Bundes- 
regierung hat sich diesen Maßnahmen durch Rechtsverord- 
nungen nach § 13 Abs. 6 des Eingliederungsgesetzes ange- 
schlossen. 

Zu 2. 

Durch die französichen Währungsmaßnahinen im August dieses 
Jahres haben die Saargrenzgänger aus dem Land Rheinland- 
Pfalz Vorteile verloren, die sie bis zu diesem Tage aus dem 
überbewerteten fanzösischen Franken bei Umtausch in D-Mark 
ziehen konnten. In sehr eingehenden Besprechungen unter den 
beteiligten Ressorts, mit den beteiligten Ländern und mit den 
Gewerkschaften ist geprüft worden, ob, auf vv^elche Weise und 
in welchem Umfange diesen Grenzgängern geholfen werden 
kann und muß. Hierbei sind auch die Maßnahmen in die 
Untersuchung einbezogen worden, die Frankreich gegenüber 
den Grenzgängern aus den Benelux-Ländern, insbesondere aus 
Belgien, in die Wege geleitet hat. Es hat sich hierbei ergeben, 
daß wegen des unterschiedlichen Preis- und Lohnniveaus in 
Rheinland-Pfalz und in Belgien und wegen der Besonderheiten 
der Übergangszeit des Saarlandes Vergleiche zwischen den 
Grenzgängern aus den Benelux-Staaten und den Grenzgängern 
aus Rheinland-Pfalz nur sehr bedingt gezogen werden können. 
Tatsächlich verfügen auch nach der Abwertung des franzö- 
sischen Franken die Saargrenzgänger durchweg noch über ein 
höheres Nettoarbeitseinkommen als vergleichbare Arbeitnehmer 
in Rheinland-Pfalz, insbesondere da seit dem Inkrafttreten der 
französischen Währungsmaßnahmen die Löhne im Saarland 
nicht unerheblich stiegen und seit August 1957 auf Grund neuer 
tariflicher Vereinbarungen in zahlreichen Gevv^erbegruppen im 
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Durchschnitt zwischen 4 bis 10 v. H. angehoben wurden. Damit 
aber sind zu einem nicht unerheblichen Teil die Verluste aus 
der Abwertung des Franken über von den Unternehmern ge- 
währte Lohnerhöhungen ausgeglichen worden. Die Bundes- 
regierung wird diese Entwickelung weiterhin auch im Zusammen- 
hang mit sich in der Übergangszeit ergebenden sonstigen 
Problemen sehr genau beobachten. 

Zu 3. 

Auf die im Bundesgebiet wohnenden Empfänger von saar- 
ländischen Renten aus der Arbeiterrenten- und Angestellten- 
versicherung wirkt sich die Frankenabwertung nicht aus. Auf 
Grund des saarländischen Gesetzes Nr. 590 zur Einführung 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saar- 
land vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 789) und 
des Gesetzes Nr. 591 zur Einführung des Arbeiterrentenver- 
versidierungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 
1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 779) werden die Renten in 
D-Mark berechnet. Der im Rentenbescheid ausgeworfene D -Mark- 
Betrag ist maßgebend. Infolgedessen werden diese Rentenbe- 
züge von, der Neubewertung des französischen Franken nicht 
berührt. Entsprechendes gilt auch für die nach den genannten 
Gesetzen umzustellenden laufenden Saarrenten. 

Die gleiche Regelung wird auf Grund des Gesetzes zur Ein- 
führung des Reichsknappschaftsgesetzes und des Knappschafts- 
rentenversicherungs-N euregelungsgesetzes im Saarland erfolgen. 
Zur Zeit wird bei Verzug von Saarrentnern in das Bundesge- 
biet die Rente nadi dem Recht im Bundesgebiet außerhalb 
des Saarlandes gewährt; die Frankenabwertung wirkt sich 
daher auch auf die Knappschaftsrenten nicht aus. 

Nach dem saarländischen Gesetz Nr. 604 über die Gewährung 
einer Vorsdiußzahlung in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung werden schon jetzt im Hinblick auf die Leistungs- 
verbesserungen dieses Gesetzes in Franken festgelegte Vor- 
schußzahlungen in der knappschaftlichen Rentenversicherung 
gewährt. 

In der gesetzlichen Unfallversicherung ist durch das saarlän- 
dische Gesetz Nr. 592 über weitere Änderungen in der 
Sozialversicherung, Arbeitslosenversicherung und bei der Kasse 
für Familienzulagen vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 799) der Höchstbetrag des Jahresarbeitsverdienstes 
von 540000 auf 900000 Franken festgesetzt worden. 

Auch die Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen, die 
aus dem Saarland in das übrige Bundesgebiet verzogen sind 
und noch verziehen, erleiden durch die französischen Währungs- 
maßnahmen keinen Nachteil. Die Empfänger dieser Renten 
erhalten die Leistungen im Bundesgebiet nicht nach dem 
saarländischen Versorgungsrecht, sondern nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz (Rundschreiben des Bundesministers für 
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Arbeit vom 26. Januar 1957 - V a 2 - 350/57 - an die Arbeits- 
minister und Senatoren für Arbeit der Länder - Bundesver- 
sorgungsblatt S. 17). 

Die im Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes wohnenden 
Pensionsempfänger erhalten die nach saarländischem Recht 
zustehenden Versorgungsbezüge aus einer Kasse des Saar- 
landes. Die Erhöhung dieser Bezüge durch Maßnahmen der 
Saarregierung gleicht etwaige Nachteile, die sich durch die 
Frankenabwertung ergeben haben, aus, zumal sich dieser 
Personenkreis infolge des Überweisungskurses besser steht 
als die im Saarland ansässigen Pensionsempfänger. 

Im jetzigen Zeitpunkt läßt sich noch nidit übersehen, weldie 
Auswirkungen die weitere Entwicklung für die Saarbevölkerung 
und den in der Kleinen Anfrage genannten weiteren Personen- 
kreis haben wird. Die Bundesregierung beobachtet die Ent- 
wicklung sorgfältig und ist gerne bereit, zu gegebener Zeit 
weitere Auskünfte zu geben. 


In Vertretung 

Westrich 



